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Kleine Anfrage 8476 
 
des Abgeordneten Marcel Hafke   FDP 
 
 
Rückzug aus Brüssel? Welchen Stellenwert misst die Landesregierung dem Ausschuss 
der Regionen (AdR) noch bei? 
 
 
Der Europäische Ausschuss der Regionen (AdR) mit Sitz in Brüssel bildet die institutionelle 
Vertretung der regionalen und lokalen Ebene innerhalb der Entscheidungsprozesse der 
Europäischen Union. Durch eigene Stellungnahmen bringt der AdR die Positionen der lokalen 
und regionalen Gebietskörperschaften in das europäische Rechtsetzungsverfahren ein. Den 
Ländern – darunter Nordrhein-Westfalen – eröffnet sich damit ein unmittelbarer Zugang zur 
europäischen Politikgestaltung. Den nordrhein-westfälischen Mitgliedern des AdR obliegt 
dabei vorrangig die Wahrnehmung der politischen Interessen des Landes. 
In der 7. Mandatsperiode von 2020 bis 2025 standen dem Land Nordrhein-Westfalen im 
Ausschuss der Regionen zwei ordentliche sowie zwei stellvertretende Mitgliedssitze zu. Mit 
Schreiben vom 22. Juli 2019 teilte der damalige Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie Internationales dem Präsidenten des Landtags mit, dass die 
Landesregierung für diese Mandatsperiode Herrn Staatssekretär Dr. Mark Speich als 
ordentliches und einen Abgeordneten der CDU-Landtagsfraktion als stellvertretendes Mitglied 
vorgeschlagen hat (Drs. 17/7380). Der als ordentliches Mitglied vorgeschlagene 
Staatssekretär Dr. Mark Speich übte seit 2017 das Amt des Staatssekretärs für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie des Bevollmächtigten des Landes Nordrhein-Westfalen beim 
Bund aus. Der Landtag Nordrhein-Westfalen benannte in seiner 65. Sitzung am 18. September 
2019 einen Abgeordneten der FDP-Landtagsfraktion als weiteres ordentliches Mitglied und 
den damaligen Staatsekretär im Ministerium der Justiz als weiteres stellvertretendes Mitglied.  
Obwohl die 7. Mandatsperiode des AdR noch bis 2025 lief, versuchten die Fraktionen von 
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der 13. Sitzung des Landtags am 4. November 2022 
im Wege einer kurzfristigen Erweiterung der Tagesordnung, einen Abgeordneten der Fraktion 
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN als ordentliches Mitglied des AdR und als stellvertretendes 
Mitglied eine Abgeordnete derselben Fraktion (Drs. 18/1478) zu benennen. Die 
regierungstragenden Fraktionen gingen dabei fälschlicherweise davon aus, die bereits durch 
den Rat der Europäischen Union förmlich benannten Mitglieder ließen sich durch einen 
Mehrheitsbeschluss des Landtags Nordrhein-Westfalen ersetzen. Der Vorgang lässt 
gleichwohl erkennen, dass die regierungstragenden Fraktionen und die von ihnen getragene 
Landesregierung dem Ausschuss der Regionen ein relevantes politisches Gewicht 
beigemessen haben mussten. 
In der 8. Mandatsperiode von 2025 bis 2030 stehen Nordrhein-Westfalen zwei Sitze im AdR 
zu: Ein Sitz für ein ordentliches und ein Sitz für ein stellvertretendes Mitglied. Im Bericht des 
Ministers für Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales sowie Medien und Chefs 
der Staatskanzlei, Nathanael Liminski für den Ausschuss für Europa und Internationales des 
Landtags Nordrhein-Westfalen zum Thema „Europäischer Ausschuss der Regionen: 
Rückblick Mandatsperiode 2020–2025 – Ausblick Mandatsperiode 2025–2030“ (Vorlage 
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18/3537) wird ausgeführt: „In Nordrhein-Westfalen ist es ständige Praxis, dass das ordentliche 
Mandat durch die Landesregierung und das stellvertretende Mandat durch den Landtag 
vergeben werden. In Perioden mit zwei Mandaten wird dem Landtag auch die Benennung für 
ein ordentliches Mandat übertragen1.“ So wurde von Seiten der Landesregierung erneut 
Staatssekretär Dr. Mark Speich von der Landesregierung für das ordentliche Mandat 
vorgeschlagenen. Die Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN reichten mit 
Datum von 2. Juli 2024 als Wahlvorschlag einen Abgeordneten der Fraktion von BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN für das stellvertretende Mitglied für den AdR (Drs. 18/9810) ein. Spätestens 
im Herbst 2024 muss der Landesregierung bekannt gewesen sein, dass Staatssekretär Dr. 
Mark Speich zum 1. Juli 2025 das Amt des Generalsekretärs der Konrad-Adenauer-Stiftung 
(KAS) übernehmen und damit als ordentliches Mitglied aus dem AdR ausscheiden würde. 
Seine Wahl zum Generalsekretär fand bereits am 29. November 2024 durch 
Mitgliederversammlung der KAS statt. Laut eines Berichts des Kölner Stadt-Anzeigers (KStA) 
sei der Ministerpräsident „sehr frühzeitig informiert gewesen“.2  
Als Nachfolger für das Mandat im AdR hätte sich naheliegenderweise der zum 1. Juni 2025 
neu ernannte Staatssekretär für Europaangelegenheiten und Internationales, Christian 
Wiermer, angeboten. Dieser folgte seinem Vorgänger im Amt des für Europaangelegenheiten 
und Internationales zuständigen Staatssekretärs nach, behielt jedoch zugleich sein Amt als 
Regierungssprecher bei. Der ordentliche Sitz Nordrhein-Westfalens im AdR blieb nach dem 
Ausscheiden des damaligen Staatssekretärs Dr. Mark Speich unbesetzt. Auch die Funktion 
des Bevollmächtigten des Landes beim Bund übernahm der neue Staatssekretär für 
Europaangelegenheiten und Internationales nicht. Diese wurde zum 1. Juni 2025 dem Leiter 
der Landesvertretung Nordrhein-Westfalens in Berlin übertragen. Die Zuständigkeit für 
Bundesangelegenheiten und Medien liegt seither zudem bei einem anderen Staatssekretär. 
Erst im Mai 2026 benannte die Landesregierung eine Abgeordnete der CDU-Landtagsfraktion 
als ordentliches Mitglied für die verbleibende Mandatsperiode bis 2030.3 Eine Begründung für 
die lange Vakanz des ordentlichen Mandats wurde nicht genannt. 
Dass der Staatssekretär für Europaangelegenheiten und Internationales Christian Wiermer, 
der im Rahmen der vom Ministerpräsidenten als „überzeugende Teamlösung“4 bezeichneten 
Neuordnung bereits von den vorgenannten umfangreichen Aufgaben seines Vorgängers 
entlastet worden war, seinem Vorgänger nicht einmal als ordentliches Mitglied im AdR 
nachfolgte, wirft Fragen auf. 
Zudem gewährte die Landesregierung in ihren Antworten auf die Kleine Anfrage 6814 (Drs. 
18/17435) sowie auf die hierzu gestellte Nachfrage (Drs. 18/18208) nur begrenzten Einblick in 
die konkrete Amtsführung des Staatssekretärs in seiner europapolitischen Funktion. Mitgeteilt 
wurde unter anderem, dass sich seine Aufenthalte in Brüssel während der ersten neun Monate 
seiner Amtszeit seit dem 1. Juni 2025 auf insgesamt neun Tage beliefen. Die Termine mit der 
Präsidentin der Europäischen Kommission und dem Generalsekretär der NATO, die in einer 
Antwort der Landesregierung als Beleg für die Tätigkeit des Staatssekretärs angeführt worden 
waren, erwiesen sich zudem als bloße Begleitung des Ministerpräsidenten und des Ministers 
für Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales sowie Medien und Chefs der 
Staatskanzlei zu den betreffenden Gesprächen. Das erkennbare Bemühen des 
Ministerpräsidenten, durch zuletzt zwei Besuche bei der Europäischen Kommission den 
Eindruck eines intensiven Austauschs mit Brüssel und einer umfassenden 
Interessenvertretung des Landes zu vermitteln, steht in mehrfachem Widerspruch zum 
tatsächlichen Handeln der Landesregierung, wenn Nordrhein-Westfalens Stimme im 

 
1 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-3537.pdf, letzter 
Zugriff: 27.07.2026 
2 https://www.ksta.de/politik/nrw-politik/personalie-sorgt-fuer-spekulationen-warum-hat-sich-wuests-
botschafter-in-berlin-einen-neuen-job-gesucht-914262, letzter Zugriff: 27.07.2026 
3 https://www.land.nrw/pressemitteilung/annika-fohn-wird-neues-mitglied-im-europaeischen-
ausschuss-der-regionen-fuer, letzter Zugriff: 27.07.2026 
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Ausschuss der Regionen nicht prominent und mit politischem Gewicht vertreten ist. Insofern 
führt auch die Antwort des Ministers für Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales 
sowie Medien des Landes Nordrhein-Westfalen und Chefs der Staatskanzlei auf die Kleine 
Anfrage 8147 zu weiteren Nachfragen hinsichtlich der Relevanz der europapolitischen Arbeit 
der Landesregierung: „Dem Staatssekretär für Europaangelegenheiten sowie Internationales 
obliegt die Unterstützung der Landesregierung bei der Vertretung der Interessen Nordrhein-
Westfalens auf nationaler, europäischer ebenso wie auf internationaler Ebene.“ 
 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Spätestens mit der öffentlichen Bekanntgabe der Wahl des damaligen Staatssekretärs 

für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie Internationales und Bevollmächtigten 
des Landes beim Bund, Dr. Mark Speich, zum neuen Generalsekretär der Konrad-
Adenauer-Stiftung am 29. November 2024 war der Landesregierung bekannt, dass das 
nach ständiger Praxis von ihr zu besetzende ordentliche Mandat Nordrhein-Westfalens 
im Europäischen Ausschuss der Regionen im Jahr 2025 neu zu besetzen sein würde. 
Wie begründet die Landesregierung, dass das ordentliche Mandat nach dem 
Ausscheiden des bisherigen Amtsinhabers für nahezu ein Jahr vakant blieb? 

 
2. Welche Gespräche führte die Landesregierung mit Staatssekretär Christian Wiermer 

über dessen mögliche Benennung für das ordentliche Mandat Nordrhein-Westfalens im 
Europäischen Ausschuss der Regionen? 

 
3. Hat Staatssekretär Christian Wiermer die Übernahme des ordentlichen Mandats 

Nordrhein-Westfalens im Europäischen Ausschuss der Regionen abgelehnt? 
 
4. Sofern Frage 3 bejaht wird: Aus welchen Gründen hält die Landesregierung an der 

Verbindung der Ämter des Regierungssprechers und des Staatssekretärs für 
Europaangelegenheiten und Internationales fest, obwohl dessen Amtsvorgänger 
zusätzlich die Funktion des Bevollmächtigten des Landes beim Bund sowie die 
Ressortzuständigkeit für Bundesangelegenheiten und seit 2022 auch für Medien sowie 
das ordentliche Mandat im Europäischen Ausschuss der Regionen ausgeübt hatte? 

 
5. Wie lassen sich die Äußerungen des Ministerpräsidenten zur europapolitischen 

Bedeutung Nordrhein-Westfalens mit dem Umstand vereinbaren, dass die Stimme des 
Landes im Europäischen Ausschuss der Regionen über einen derart langen Zeitraum 
nicht durch ein ordentliches Mitglied vertreten war – gerade in einer Phase, in der die 
Ausgestaltung des Mehrjährigen Finanzrahmens der Europäischen Union ab 2028 seit 
Herbst 2024 Gegenstand intensiver Beratungen der europäischen Regionen ist und für 
Nordrhein-Westfalen erhebliche Bedeutung besitzt? 

 
 
 
Marcel Hafke 
 
 


